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An das  
 
Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
über Senatskanzlei -G Sen - 
 
 
M i t t e i l u n g 
 
- zur Kenntnisnahme - 
 
über  
 
Den ehemaligen „Goebbels’schen Landsitz“ am Bogensee vernünftig nutzen 
-Drucksachen Nr. 15/4377, 15/4494, 15/5253, 16/026, 16/0903, 16/1151, 16/1819, 
16/2674, 16/3607 und 17/1156–  
9. Zwischenbericht - 
  
 
Die Senatsverwaltung für Finanzen legt nachstehende Mitteilung dem Abgeordne-
tenhaus zur Besprechung vor. 
 
Das Abgeordnetenhaus hat in seiner Sitzung am 12.Januar 2006 Folgendes be-
schlossen: 
 
”Der Senat wird beauftragt, bis zum 30. Juni 2006 ein Konzept vorzulegen, aus dem 
hervorgeht, wie das Land Berlin mit dem Gelände rund um den ehemaligen Goeb-
bels’schen Landsitz, dem so genannten „Waldhof am Bogensee“, in Brandenburg 
umgehen wird.” 
 
Hierzu wird berichtet: 
 
Das Areal wird seit dem 07.10.2013 vom Liegenschaftsfonds im Wege einer Aus-
schreibung am Markt angeboten. Die ursprünglich vorgesehene Ausschreibungsfrist 
bis 13.01.2014 wurde wegen der großen Nachfrage und vor allem wegen der Aus-
schreibungsbedingungen: 
 

 Nachweis der Kaufpreisfinanzierung, 

 Nachweis der Investitionsfinanzierung und  

 Vorlage eines mit der Gemeinde und dem Landkreis abgestimmten Nutzungs-
konzeptes 

 
bis zum 31.03.2014 verlängert. 
 
Vor Ort haben zahlreiche Besichtigungen stattgefunden. Das Interesse ist als sehr 
groß einzuschätzen.  
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Mit dem Landkreis und der Gemeinde fand bislang eine Zusammenkunft zur Vorstel-
lung eines Nutzungskonzeptes statt. Weitere Gespräche führen der Landkreis und 
die Gemeinde absprachegemäß ohne Beteiligung des Liegenschaftsfonds durch. 
Nach Ablauf des Verfahrens ist eine schriftliche Stellungnahme der Beteiligten zu 
den einzelnen Konzepten angekündigt. Der Liegenschaftsfonds geht davon aus, 
dass ein Ergebnis des Ausschreibungsverfahrens voraussichtlich Anfang April 2014 
vorliegen wird. 
 
Über das Ergebnis des Ausschreibungsverfahrens wird im Juni 2014 berichtet.  
 
Berlin, den 21.März 2014 
 
 
Dr. Ulrich Nußbaum 
Senator für Finanzen 
 


